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Bundesratsbeschluss 
über die Allgemeinverbindlicherklärung des 
Gesamtarbeitsvertrages für den Personalverleih 

Änderung vom 20. Juni 2013 

 
Der Schweizerische Bundesrat 
beschliesst: 

I 

Folgende geänderte Bestimmungen des in der Beilage zum Bundesratsbeschluss 
vom 13. Dezember 20111 wiedergegebenen Gesamtarbeitsvertrages (GAV) für den 
Personalverleih werden allgemeinverbindlich erklärt: 

Art. 20 Abs. 1bis Mindestlohn 

– Als gelernt gelten Arbeitnehmende mit einem eidgenössischen Fähigkeits-
ausweis (EFZ) der Branche oder mit einer abgeschlossenen, mindestens 
dreijährigen beruflichen Grundbildung, die für die auszuübende Tätigkeit 
geeignet ist. 

– Als gelernt gelten Arbeitnehmende mit einer Attestlehre (EBA) der Branche 
und mindestens drei Jahren Berufspraxis in der auszuübenden Tätigkeit. 

– Als angelernt gelten Arbeitnehmende mit mindestens vier Jahren Berufspra-
xis in der auszuübenden Tätigkeit, für die es eine Berufsbildung gibt. Der 
Arbeitnehmende muss dabei pro Kalenderjahr mindestens 1000 Arbeitsstun-
den absolviert haben. Der Minimallohn eines Angelernten beträgt 90 % der 
Minimallöhne für gelernte Arbeitnehmer nach Artikel 20 GAV Personalver-
leih. 

II 

Dieser Beschluss tritt am 1. August 2013 in Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 
2014. 

20. Juni 2013 Im Namen des Schweizerischen Bundesrates 

 Der Bundespräsident: Ueli Maurer 
Die Bundeskanzlerin: Corina Casanova 
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